
und die differenzierte Anleitung durch einzelne Mit­
glieder des Präsidiums erwiesen. Dennoch gebe es noch 
Mängel in der Leitung der Öffentlichkeitsarbeit und in 
der Kontrolle der in den Dienstbesprechungen festge­
legten Maßnahmen.
Ausgehend von dem Zusammenhang zwischen der Qua­
lität der Rechtsprechung und der Qualifikation der 
Kader, schlug Bezirksgerichtsdirektor H e u c k e n d o r f  
(Schwerin) vor, die Zuständigkeitsbereiche der Stell­
vertreter des Bezirksgerichtsdirektors neu zu bestim­
men. Um einerseits die organische Verbindung der 
Kaderarbeit mit der Rechtsprechung zu gewährleisten 
und andererseits die Verantwortung des Direktors für 
die Kaderarbeit als Leitungsaufgabe hervorzuheben, 
sei es zweckmäßig, einen Stellvertreter für die Leitung 
der Strafrechtsprechung und einen für die Leitung der 
Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtsprechung einzu­
setzen, die sich auf ihrem Fachgebiet auch um die 
Kaderarbeit kümmern müßten.
In seinen die Diskussion abschließenden Bemerkungen 
hob Präsident Dr. T o e p 1 i t z noch einmal die große 
Verantwortung hervor, die den zentralen Rechtspflege­
organen obliegt, um die Bezirks- und Kreisgerichte zu 
einer wissenschaftlichen Leitung ihrer Tätigkeit zu be­
fähigen. Im Beschluß habe nur zu einigen Seiten der 
Leitungstätigkeit Stellung genommen werden können. 
Der Komplex der Wechselbeziehungen zwischen den 
örtlichen Organen und den Rechtspflegeorganen sei 
bewußt ausgeklammert worden, weil er die Wechsel­
beziehungen aller Rechtspflegeorgane zu den örtlichen

Organen berühre und umfassende Untersuchungen 
hierzu durch eine Arbeitsgruppe des Generalstaats­
anwalts gerade erst abgeschlossen seien. Deren Schluß­
folgerungen würden sich nach Beratungen mit dem 
Obersten Gericht und anderen zentralen Organen in 
anderen Anleitungsdokumenten niederschlagen.

Die Fachrichtertagungen seien sicherlich eine geeignete 
Methode zur Qualifizierung der Richter der Kreis­
gerichte. Man müsse sich jedoch davor hüten, in ihnen 
die einzig richtige Maßnahme zu sehen; vielmehr seien 
alle Möglichkeiten zur Qualifizierung besonders der 
Kreisgerichtsdirektoren zu nutzen. Das Präsidium des 
Obersten Gerichts werde alle in dieser Plenartagung 
dargelegten Vorschläge und Hinweise durchdenken und 
für die weitere Vervollkommnung der Leitungstätigkeit 
der Gerichte'-nutzen. Das werde in enger Zusammen­
arbeit mit dem Ministerium der Justiz geschehen, da­
mit in gemeinsamer Anleitung den Gerichten die not­
wendige Unterstützung gegeben werden könne.

Anschließend wurde der Beschluß zur weiteren Ver­
vollkommnung der Leitungstätigkeit der Gerichte4 ein­
stimmig angenommen.

Zum 2. Tagesordnungspunkt der Plenartagung erläu­
terte Vizepräsident Z i e g l e r  den Plan der gemein­
samen Aufgaben der zentralen Rechtspflegeorgane für 
das Jahr 1968, der vom Plenum zustimmend zur Kennt­
nis genommen wurde.

A Der Beschluß ist in diesem Heft veröffentlicht.

Oberrichter Dr. JOACHIM SCHLEGEL, Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts 
und Vorsitzender des Kollegiums für Strafsachen

Die Kassation in Strafsachen und ihre Bedeutung 
für die Leitung der Rechtsprechung

Mit dem Ausbau der einheitlichen Leitung der Recht­
sprechung aller Gerichte durch das Oberste Gericht 
gewinnt auch die Kassation als spezifisches Leitungs­
instrument in der Rechtsprechung auf neue Weise an 
Bedeutung. Im folgenden sollen daher einige Gedanken 
dazu dargelegt werden, wie die Kassation in Straf­
sachen effektiver gehandhabt werden kann.

Charakter und Funktion der Kassation
Die Kassation ist eine spezifische Form staatlicher Lei­
tungstätigkeit, die dazu beiträgt, die gesellschaftlichen 
Verhältnisse der DDR zu festigen und zu schützen, so­
zialistische Verhaltensweisen zu entwickeln und die 
Menschen auf den Weg zur bewußten Gestaltung ihrer 
Lebensverhältnisse entsprechend den objektiven Gesetz­
mäßigkeiten zu führen. Die allgemeinen Prinzipien der 
Leitung der Rechtsprechung haben bereits im Rechts­
pflegeerlaß des Staatsrates ihren Niederschlag gefunden, 
und sie sind in den Grundsätzen des Entwurfs eines 
Strafgesetzbuchs entsprechend den neuen Bedingungen 
der Vollendung des Sozialismus in der DDR weiterent­
wickelt worden. Diese Grundsätze bestimmen auch die 
weitere Gestaltung der Kassationsrechtsprechung.
Die Hauptaufgabe der Kassation in Strafsachen als Be­
standteil des sozialistischen Strafprozeßrechts besteht 
darin, dazu beizutragen, die sozialistische Gesetzlichkeit 
und Gerechtigkeit durchsetzen zu helfen. Sie ist ein 
Mittel
— zur einheitlichen, verbindlichen Leitung der Recht­

sprechung;
— zur wirksamen Bekämpfung der Kriminalität;

— zum Schutze der Rechte und Interessen des sozialisti­
schen Staates und seiner Bürger;

— zur Entwicklung sozialistischer Verhaltensweisen der 
Bürger.

Die Kassation richtet sich gegen rechtskräftige gericht­
liche Entscheidungen, die mit den Prinzipien der sozia­
listischen Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit nicht über­
einstimmen und kassationsbedürftig sind (vgl. die Vor­
aussetzungen in § 301 StPO). Im Unterschied zum Rechts­
mittelverfahren hängt die Einleitung eines Kassations­
verfahrens nicht vom Willen des Angeklagten ab. Da 
nur die Leiter der übergeordneten Gerichte bzw. Staats­
anwaltschaften das Verfahren einleiten können (vgl. 
§ 302 StPO), kann die Kassation bewußt als Mittel zur 
Lösung der Aufgaben der Rechtsprechung in das System 
der Leitung einbezogen werden.
Das Wesen der Kassation darf nicht in der bloßen Kor­
rektur einzelner, auf einer Gesetzesverletzung beruhen­
der oder im Strafausspruch gröblich unrichtiger Ent­
scheidungen gesehen werden. Die Kassation als Lei­
tungsinstrument zielt vielmehr darauf ab, eine mit der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit nicht 
übereinstimmende gerichtliche Praxis zu verändern und 
vorausschauend zu verhüten, daß sich eine solche Praxis 
entwickelt. Die Kassationsrechtsprechung trägt schöpfe­
rischen Charakter, weil sie auf der Grundlage der ge­
samtgesellschaftlichen Entwicklung sowie unter Verar­
beitung neuester theoretischer Erkenntnisse und der 
Analyse der gerichtlichen Praxis die Rechtsprechung 
im Rahmen des geltenden Rechts auf ein höheres Ni­
veau bringt.
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